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Informationen zum neuen Datenschutz 

 
Zum 25. Mai 2018 ist nun die neuen Regelungen zum Datenschutz in Kraft getreten. Auch wenn sich 
inhaltlich eigentlich nicht viel geändert haben soll, wurden doch etliche Vereine, die bisher 
Datenschutzregelungen noch nicht so auf dem Schirm hatten, mit einer Maße an Neuerungen 
überzogen.  
Der Deutsche Schützenbund hat versucht, hier unterstützend Mustertexte zur Verfügung zustellen, die 
mit wenigen Änderungen für jeden Verein angepasst und übernommen werden können.  
Die Mustertexte finden Sie unter: http://www.ziel-im-visier.de/inhalt/Finanzen,_Steuern_und_Recht/ 
(Die Liste der Texte wird auch stetig erweitert, so dass sich immer wieder mal lohnt, dort 
reinzuschauen.)  
 
Dennoch gibt es Themenkomplexe, die in den Vereinen zu Rückfragen führen. Zu einigen Fragen soll 
in diesem Artikel noch einmal eingegangen werden: 
 
1) Was muss ich als Vereinsvorstand bei der Aufnahme von Neumitgliedern 

berücksichtigen? 
Es empfiehlt sich, schon beim Vereinsbeitritt in Form einer Erklärung zum Datenschutz darauf 
hinzuweisen, zu welchem Zweck und auf welcher Grundlage Sie welche personenbezogene Daten 
von Seiten des Vereins erheben und verarbeiten werden. In diesem Zuge ist es ratsam, bereits bei der 
Aufnahme von Mitgliedern, sich zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Verein eine 
entsprechende schriftliche Einwilligung von den Betroffenen einzuholen, die den gesetzlichen 
Vorgaben zu Inhalt und Gestaltung von Einwilligungen, insbesondere den Betroffenenrechten, 
entspricht.  
 
2) Wie werden im Gegensatz dazu die Daten von „Altmitgliedern“ behandelt? 
Altmitgliedern können Sie über die Vereinsmitteilungen eine allgemeine Information mit einer 
derartigen Einwilligungserklärung und dem Hinweis auf das jederzeitige Widerrufsrecht zukommen 
lassen. Für Altmitglieder ist eine Einwilligung nur erforderlich, wenn der Verein in weitergehendem 
Maße personenbezogene Daten als aus dem Vereinszweck begründet erhebt, verarbeitet und nutzt.  
 
3) Was muss ich als Vereinsvorstand bei der Veröffentlichung von Bildern / bewegt Bildern 

und Adressdaten von Mitgliedern im Internet oder in den Sozialen Medien beachten? 
Dieser Themenkomplex ist nicht neu, er erfährt aber im Zusammenhang mit der Neuregelung des 
Datenschutzes deutlich mehr Beachtung.  
In der Praxis werden sicherlich nur Bilder und Adress-/Kontaktdaten von Funktionsträgern eines 
Vereins eingestellt. Hierfür sollte eine schriftliche Genehmigung von diesen Personen eingeholt 
werden, in dem genau dieser Veröffentlichung zugestimmt wird. 
 
Problematischer wird es bei der Veröffentlichung von Fotos vom Vereinsabend. Hier werden auch 
„normale“ Vereinsmitglieder abgelichtet. Sofern auch von diesen eine schriftliche Zustimmung vorliegt, 
ist dies auch geklärt. Bestenfalls sollte diese Abfrage bei Neu- und Altmitgliedern mit umfasst sein.  
 
Liegt eine solche ausdrückliche Erlaubnis nicht vor oder handelt es sich um Nicht-Mitglieder z.B. um 
Zuschauer eines Wettkampfes, ist auf Folgendes zu achten:  

- Es bedarf einer konkludenten Erlaubnis, ein Bild zu veröffentlichen. Ein solches liegt vor, 
wenn auf dem Foto ersichtlich ist, dass die fotografierte Person oder jedes Mitglied der 
fotografierten Gruppe erkannt hat, dass sie fotografiert wird / werden und dabei lächelnd oder 
gar posierend in die Kamera blickt / blicken. 

- Es bedarf keiner Erlaubnis, wenn abgebildete Personen nicht das Hauptmotiv auf dem Bild 
waren, sondern beispielsweise auf dem Vereinsausflug beim Foto vor dem Eifelturm auch 
andere Personen mit auf dem Foto sind.  

- Es bedarf unserer Ansicht nach auch keiner Erlaubnis, wenn Bilder vom Siegertreppchen 
gemacht werden. Die Ergebnisdarstellung im Bild (1. / 2. / 3.) ist untrennbar mit der Wettkampf 
verbunden. Jeder Teilnehmer des Wettkampfes erklärt sich mit seiner Teilnahme konkludent 
damit einverstanden, das sein Bild auf dem Treppchen stehend veröffentlicht wird.  
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4) Können Ergebnislisten im Internet nach wie vor eingestellt werden? 
In den meisten Wettbewerben des Deutschen Schützenbundes stellen erst die veröffentlichten 
Ergebnisse eine endgültige Bewertung des Wettkampfes dar. Auch ist diese Ergebnisveröffentlichung 
eine Grundvoraussetzung für eine mögliche Überprüfung (Einspruch gegen ein Wettkampfergebnis). 
Eine Nichtveröffentlichung der Ergebnisse führt daher zu einem nicht hinnehmbaren Einschnitt in den 
gesamten Wettkampfbetrieb, unter anderem da gegebenenfalls Einsprüche gegen Ergebnisse 
mangels Bekanntgabe nicht mehr möglich wären. Ein Wettkampf ohne Ergebnisliste ist nicht 
darstellbar – weder gegenüber den Wettkampfteilnehmern noch gegenüber der Öffentlichkeit.  
 
Mit der Anmeldung zu einem Wettkampf und der Teilnahme am Wettkampf erklärt sich der Teilnehmer 
konkludent damit einverstanden, dass seine Daten Startlisten bzw. Ergebnislisten veröffentlicht 
werden.  
 
Einer Veröffentlichung von Start- und Ergebnislisten mit Name, Vorname, Wettkampfbezeichnung, 
Wettkampfklasse, Nennung des Landesverbandes und Vereins im Internet, bei Streaming-Diensten, 
im TV und in fachlich ausgerichteten Printmedien (z.B. Fachzeitschriften) und allgemeinen 
Printmedien (z.B. Tageszeitungen, Zeitschriften), nach einer allgemeinen Vorabinformation über die 
Veröffentlichung in der Ausschreibung, steht aus Sicht des Datenschutzes nichts entgegen. 
 
Sportler, die dennoch nicht mit der Veröffentlichung einverstanden sind bzw. auf eine Un-
kenntlichmachung der eigenen Daten bestehen, und dies vor dem Wettkampf erklären, werden nicht 
zum Wettkampf zugelassen.  
 
Dem Wunsch eines Sportlers, der erst nach dem Wettkampf eine Nichtveröffentlichung seines 
Ergebnisses wünscht, kann nicht entsprochen werden bzw. führt zu einer Diskqualifikation. Er wäre 
auch zukünftig nicht mehr zum Wettbewerb zuzulassen, da er auch bei einem nächsten Wettbewerb 
wohl nicht auf der Ergebnisliste erscheinen will. 
 
5) Fallen die Meldungen der Vereine an die Mitgliederverwaltungsprogramme der 

Landesverbände oder der Sportdatenbank des Deutschen Schützenbundes 
datenschutzrechtlich unter den Begriff der Auftragsdatenverarbeitung? 
 

Im Zusammenhang mit der Umsetzung der DSGVO stellt sich die Frage, ob Mitglieder- oder 
Sportdatenbanken auf Landesverbands- oder Bundesebene eines Spitzenverbandes der 
Auftragsdatenverarbeitung unterfallen, wenn die Vereine online die personenbezogenen Daten ihrer 
Mitglieder in diese Datenbanken einstellen oder diese an ihren Landesverband zur Einstellung 
übersenden. 
 
Auch nach Sicht des Hessischen Datenschutzbeauftragten handeln die Landesverbände, die diese 
Daten zur Verfügung gestellt bekommen, nicht als reiner (technischer) Dienstleister derjenigen, die die 
Daten bereitstellen, sondern als (Mit-)Nutzer dieser Daten. Sie stellen die Plattform / die Datenbank 
zur Verfügung und nutzen die Daten für die Mitgliederverwaltung (Ehrungen, Versicherungsschutz, 
Prüfung von waffenrechtlichen Erlaubnissen im Zusammenhang mit Bedürfnisanträgen, der 
Verwaltung ihrer Ladeskaderathleten, statistischen Auswertungen zur Organisation und 
Weiterentwicklung des Verbandes) sowie für die Prüfung der Startberechtigung und Limitzahlen bei 
Landesmeisterschaften und deren Untergliederungen. 
 
Darüber hinaus werden die Daten über den Landesverband weitergegeben an den Bundesverband, 
der seinerseits ebenfalls nicht als reiner (technischer) Dienstleister derjenigen handelt, die die Daten 
eingeben, sondern ebenfalls mit den Daten inhaltlich arbeitet. Auch auf Bundesebene werden die 
Daten genutzt, um die mittelbaren Mitglieder zu kontaktieren (Kontakt zu Vereinen mittels postalisch 
versendetem Präsidentenbrief) bzw. Startrechte / Limitzahlen der Einzelmitglieder bei 
Bundesmeisterschaften zu prüfen sowie statistischen Auswertungen zur Organisation und 
Weiterentwicklung des Verbandes.  
 
Sowohl auf Landesebene als auch auf Bundesebene sind die Datenerhebung und auch die Nutzung, 
Bearbeitung und Speicherung der Daten zu den angegeben Zwecken durch die vertraglichen 
Beziehungen der Beteiligten (Mitgliedschaften) untereinander abgedeckt. 
 
Weitere, über diese vertraglichen Beziehungen hinausgehende Datenerhebung, Nutzung, Bearbeitung 
und Speicherung von Daten müssten gegebenenfalls anders beurteilt werden. 
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Es handelt sich somit nicht um eine Auftragsdatenverarbeitung. 
 
 
 
 
Abschlussbemerkung: 
Derzeit herrscht eine große Unsicherheit rund um den Datenschutz, unterschiedliche Auslegungen 
und Interpretationen der gesetzlichen Vorgaben werden gefühlt jeden Tag mehr. Je mehr man zu dem 
Thema liest, umso unsicherer wird man und umso größer die Vielzahl der noch umzusetzenden und 
zu beachtenden Vorgaben. Auch der DSB unterliegt diesem Druck.  
 
Wir wollen gerne alles richtig machen und Sie bestmöglich beraten, haben aber auch keine 100%ige 
Sicherheit. Eine Kommentierung der Gesetze und Verordnungen oder eine gefestigte Rechtsprechung 
gibt es noch nicht. Auskunft von den Landesdatenschutzbeauftragten oder gar 
Bundesdatenschutzbeauftragten erhält man auf einzelne Fragen kaum. Insofern ist das auch für uns 
teilweise wie ein „Blindflug“.  
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Schriftformerfordernis  

bei der Erhebung, Nutzung, Verarbeitung  

und Übermittlung personenbezogener Daten 

1.) Die Einwilligung zur Datenweitergabe (wenn nicht rechtlich anders vorgeschrieben) muss schriftlich 

erklärt werden (4a Abs. 1 Satz 3 BDSG) und den in § 126 BGB näher geregelten Voraussetzungen 

entsprechen.  

2.) Die Betroffenen müssen daher ihr Einverständnis nicht nur schriftlich festhalten, sondern auch 
eigenhändig unterzeichnen. Die Einbindung ist eine Schutzvorkehrung zugunsten der Betroffenen. 

Das Gesetz gibt sich mit der bloßen Erklärung nicht zufrieden. Die Betroffenen sollen vielmehr daran 

gehindert werden‚ sich unbedacht und vorschnell zu äußern. Die Schriftform ist hier wie sonst das Mittel 

dazu. Sie zwingt die Betroffenen gleichsam anzuhalten und sich die Folgen ihrer Erklärung zu 

überlegen. Die Schriftform bestätigt, so gesehen, einerseits die Zulässigkeit einer auf der Einwilligung 

der Betroffenen beruhenden Verwendung und sichert andererseits deren Chancen, sich erst 

einverstanden zu erklären, wenn sie die Konsequenzen der Verarbeitung ihrer Daten überblicken.  

3.) Es geht also keineswegs nur darum, im Streitfall nachweisen zu können, dass die Betroffenen nichts 

gegen den Zugriff auf ihre Daten einzuwenden hatten. Das schriftliche Einverständnis erleichtert zwar 

durchaus die Position der verantwortlichen Stelle bei späteren Meinungsverschiedenheiten. Dem BDSG 

kommt es aber vor allem anderen auf ein Verfahren an, das den Interessen der Betroffenen und ihrer 

spezifischen Situation Rechnung trägt.  

4.) § 4a Abs. 1 Satz 2 BDSG formuliert einen allgemeinen Grundsatz, der bei jeder Verwendung 

beachtet werden muss. Danach muss zum Zeitpunkt der Erhebung der Daten kommuniziert werden, 

was mit den Daten geschehen soll.  

5.) Besondere Geheimhaltungsvorschriften, wie etwa das Arzt- oder das Steuergeheimnis, 

befreien nicht von der Verpflichtung, die Schriftform einzuhalten. Solange die Verarbeitung nicht 

durch eine gesetzliche Vorschrift abgedeckt ist, bedarf es einer schriftlich erteilten Einwilligung 

der Betroffenen. 

6.) Erklärungen, die den Anforderungen des § 4a Abs. 1 Satz 3 BDSG nicht genügen, sind nichtig (§ 

125 BGB).  

7.) Eine trotzdem vorgenommene Verarbeitung kann eine Schadenersatzpflicht ebenso auslösen (§§ 7, 

8 BDSG) wie eine Geldbuße (43 BDSG) oder eine Strafe (§ 44 BDSG) nach sich ziehen.  

8.) Wer immer personenbezogene Daten verwerten möchte, muss sich zuvor vergewissern, welche 

gesetzliche Vorschriften zu beachten sind, und damit auch und gerade, ob ein schriftliches 
Einverständnis der Betroffenen vorliegt. Noch so nachdrückliche Hinweise auf mündliche 

Abmachungen reichen daher nicht aus, um die Zulässigkeit der Verarbeitung zu begründen. Eine 

mündlich erklärte Einwilligung kann unter diesen Umständen den Betroffenen allenfalls in einem 

Schadenersatzprozess vorgehalten werden und damit ihren Ersatzanspruch infrage stellen. 

Quelle: Simitis: Bundesdatenschutzgesetz. Ausführlich und verständlich dargestellt, 7., neubearbeitete Auflage, 
Nomos Verlaq: Baden-Baden, 2011. Kap. 5.2 Seite 375. 

 

Quelle: FA-Datenschutzportal 
Die Praxishilfe zur Anwendung des Datenschutzes im Verein und Verband bietet u.a. zahlreiche DOKUMENTE – 
monatlichen Live-Chat – monatlichen Info-Brief – u.v.m. 

INFO: www.fuehrungs-akademie.de /// Anfragen: niewerth@fuehrungs-akademie.de  
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